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Beschluss (gegen die Stimmen der FDP):

1.

Das Planungsreferat wird beauftragt, die laufenden Planungen zur Schaffung von
Baurecht - wie im Vortrag dargestellt - fortzuflUhren und zu beschleunigen.

Damit soll eine der wesentlichen Voraussetzungen zur Erreichung eines Neubau-
volumens von 7.000 WE p.a. im mehrjahrigen Durchschnitt geschaffen werden

. Im mehrjahrigen Durchschnitt soll folgendes jahrliche Neubauvolumen von insge-

samt 1.800 WE im offentlich geférderten Wohnungsbau in folgender Strukturie-
rung entstehen, wobei die Prioritat der Vergabe nach einkommensorientierten
Gesichtspunkten erfolgen soll:

(2.1) 800 Mietwohnungen fur Haushalte mit einem Einkommen von bis zu § 25 II.
WoBauG, darunter 150 WE fir wohnungslose Haushalte;

(2.2) 400 Mietwohnungen fur Haushalte mit einem Einkommen von zwischen §
25 1. WoBauG und § 25 + 60 %

(2.3) 100 Mietwohnungen fur Haushalte mit zwei und mehr Kindern mit einem
Einkommen von bis zu § 25 + 60 % + 6.000 DM (ab 01.01.2002, glatt ge-
rundet: 3.000 Euro) zusatzlich je Kind (im Folgenden abgekurzt als Kinder-
komponente)

(2.4) 100 Genossenschaftswohnungen fur Haushalte mit einem Einkommen von
bis zu § 25 + 60 % + Kinderkomponente

(2.5)300 Eigentumsmalnahmen (WE) fur Haushalte mit einem Einkommen
von bis zu § 25 + 60 %

(2.6) 100 Eigentumsmalnahmen (WE) fur Haushalte mit zwei und mehr Kindern
mit einem Einkommen von bis zu § 25 + 60 % + Kinderkomponente

3. Das Planungsreferat wird beauftragt, die unter (2.) angegebenen Férdermengen

(WE) mit folgenden Forderinstrumenten umzusetzen:

(3.1) Die 800 Mietwohnungen fur Haushalte mit einem Einkommen von bis zu § 25

[I. WoBauG sind bei einem forderfahigem Grundsttckswert von 300 DM (ab
01.01.2002, glatt gerundet:150 Euro) /m? Geschossflache zuzuglich Erschlie-
Rungskosten vorwiegend mit staatlichen Mitteln der Einkommensorientierten
Forderung (EOF) zu férdern.

Soweit diese Mittel nicht ausreichen, wird in einem kommunalen Programm
(KomPro) der Stadt MUnchen in der Systematik des 1. Forderweges, aber mit
dynamischer Miete, mit einem stadtischen Férderdarlehen und einem Auf-
wendungszuschuss erganzend gefordert.

Die in dem Volumen von 800 Mietwohnungen enthaltenen 150 WE fir woh-
nungslose Haushalte werden in gleicher Systematik geférdert und zwar 125
WE mit sozialorientierter Hausbewirtschaftung aus dem Haushalt des Pla-
nungsreferates, 25 WE fur Clearing-Hauser aus dem entsprechend auszu-
weitenden Budget des Sozialreferats.
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(3.2) Die 400 Mietwohnungen fur Haushalte mit einem Einkommen von zwischen
§ 25 1l. WoBauG und § 25 + 60 % sind bei einem forderfahigen Grundstucks-
wert von 600 DM (ab 01.01.2002, glatt gerundet: 300 Euro)/ m? Geschossfla-
che zuzuglich Erschlieflungskosten vorwiegend mit staatlichen Mitteln der
EOF zu férdern. Soweit diese Mittel nicht ausreichen, wird in einem modifi-
zierten Munchen Modell-Miete mit stadtischen zinslosen oder zinsvergunstig-
ten Baudarlehen und / oder stadtischen Aufwendungszuschissen erganzend
gefordert.

Diese Forderinstrumente sind zunachst einzeln oder gemeinsam ebenso wie
die

Bestellung von Erbbaurechten an stadtischen Grundstiicken flexibel und an-
gemessen vorzuhalten, um moglichst viele Investoren anzusprechen. Die
Miete soll je

nach Lage des Bauvorhabens etwa zwischen 17,00 und 20,00 DM (ab
01.01.2002, glatt gerundet: etwa zwischen 8,50 und 10,00 DM Euro)/ /m?
Wohnflache nettokalt liegen.

Dem Stadtrat wird im Rahmen der im Einzelfall vorzulegenden Beschlussvor-
lagen

zur Auswahl der Investoren im Programm Minchen Modell-Miete ein Finan-
zierungsmodell im Detail vorgelegt und wirtschaftlich begrindet.

(3.3) Die 100 Mietwohnungen fur Haushalte mit zwei und mehr Kindern mit einem
Einkommen von bis zu § 25 + 60 % + Kinderkomponente werden im modifi-
zierten Munchen Modell-Miete hinsichtlich Grundstlickspreispreis und For-
derinstrumenten gefordert wie in (3.2) dargestellt.

(3.4) Den Minchner Wohnungsgenossenschaften stehen die o0.g. Férdermoglich-
keiten
ebenfalls offen.

Daruber hinaus wird ausschlieB3lich fur Genossenschaften ein modifiziertes
Muinchen Modell — Genossenschaften auf stadtischen Grundsticken mit ei-
nem férderfahigem Wert von 600 DM (ab 01.01.2002, glatt gerundet: 300
Euro)/ m?

Geschossflache zuzlglich Erschlieungskosten mit 100 Wohnungen flr
Haushalte mit einem Einkommen von bis zu § 25 + 60 % + Kinderkomponen-
te angeboten.

(3.5) Fur 300 Eigenheime bzw. Eigentumswohnungen jahrlich wird das Minchen
Modell — Eigentum so modifiziert, dass

die Einkommensgrenze fur alle stadtischen Wohnbauflachen einheitlich auf § 25
+ 60 % festgelegt wird,

die forderfahigen Grundstuckspreise 600 DM/m? GF (ab 01.01.2002, glatt gerun-
det: 300 Euro) fur Haushalte mit einem Einkommen von bis zu § 25 + 30 % und
900 DM/m? GF (ab 01.01.2002, glatt gerundet: 450 Euro) fur Haushalte mit einem
Einkommen von bis zu § 25 + 60 % betragen.



Offentliche Sitzung des gem. Aussch. fiir Stadtplanung und Bauordnung (3) am 04.07.2001 Beschlussseite 3 _

4.

Fur weitere 100 Eigenheime bzw. Eigentumswohnungen wird das Munchen
Modell — Eigentum so modifiziert, dass Haushalte mit zwei und mehr Kindern
die Einkommensgrenze von § 25 + 60 % um bis zu 6.000 DM (ab
01.01.2002, glatt gerundet: 3.000 Euro) brutto jahrlich je Kind Uberschreiten
durfen, um den Grundstuckspreis von 900 DM (ab 01.01.2002, glatt gerun-
det: 450 Euro)/m? Geschossflache noch in Anspruch nehmen zu kénnen
(Kinderkomponente).

Die durch Stadtratsbeschluss vom 16.11.1995 fur den 6ffentlich geférderten so-
zialen Mietwohnungsbau auf stadtischen Grundstiicken festgelegte Belegungs-
bindung von 60 Jahren wird im Kommunalen Programm (KomPro) und bei der
EOF auf 40 Jahre verkurzt.

Der Stadtratsbeschluss vom 16.11.1995 wird insofern geandert.
Die Bindungszeiten bleiben unverandert auf mindestens 10 Jahre im Mldnchen

Modell-Eigentum und auf 15 Jahre im Minchen Modell-Miete und im Minchen
Modell-Genossenschaften festgelegt.

. Das Planungsreferat wird beauftragt, sobald ausreichende Erfahrungen mit den

von der Stadt neu angebotenen Férderprogrammen bzw. Finanzierungsinstrumen-
ten vorliegen, dem Stadtrat darlber zu berichten und detailliertere, ggf. auch ent-
sprechend modifizierte, Richtlinien zur Entscheidung vorlegen. Dabei sollen auch
das endgultige Wohnraumférderungsgesetz und die dazu ergehende Landesver-
ordnung berucksichtigt werden.

Das Planungsreferat wird weiterhin beauftragt, in der Erprobungsphase dem
Stadtrat in jedem Einzelfall im Rahmen der Bautragerauswahl und der Vergabe
der stadtischen Grundstucke die jeweils verhandelten Finanzierungsmodelle zur
Entscheidung vorzulegen.

In Abanderung des Stadtratsbeschlusses vom 09.12.1998 sollen die Wohnbaufla-
chen in den besonderen Siedlungsgebieten

Messestadt Riem (erster und alle weiteren Bauabschnitte),
Panzerwiese- Westteil und
Freiham

ZU

28 % fur Haushalte mit einem Einkommen gemal § 25 Il. WoBauG,

14 % fur § 25 + 30 % im Rahmen der EOF,

30 % fur das Minchen Modell (§ 25 + 60 % bzw. + Kinderkomponente) und
28 % fur hohere Einkommen (freifinanziert)

eingesetzt werden.
Die LHM stellt in den Jahren 2001 bis 2005 fur den Bau von Mietwohnungen

jahrlich Darlehen in Hohe von 123 Mio. DM (ab 01.01.2002: 63 Mio. Euro) zur
Verfiugung und zwar
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e 74 Mio. DM (ab 01.01.2002: 38 Mio. Euro) fir Haushalte mit einem Einkommen
von bis zu § 25 |l. WoBauG

e 36 Mio. DM (ab 01.01.2002: 18 Mio. Euro) fur Haushalte mit einem Einkommen
von zwischen § 25 II. WoBauG und § 25 + 60 %

e 13 Mio. DM (ab 01.01.2002: 7 Mio. Euro) fir Haushalte mit 2 und mehr Kindern
mit einem Einkommen von bis zu § 25 + 60 % + Kinderkomponente.

8. Die LHM unterstutzt in den Jahren 2001 bis 2005 den Bau von Mietwohnungen
durch die Abgabe von Grundstucken. Dadurch werden sich gegenuber einer Ver-
aulerung von Grundsticken ohne soziale Bindungen Mindererlése von etwa 82
Mio. DM p.a. ergeben (siehe C.3.2.10).

9. Die LHM unterstutzt in den Jahren 2001 bis 2005 den Bau von Genossenschafts-
wohnungen durch die Abgabe von Grundstlcken. Dadurch werden sich gegen-
uber einer VeraufRerung von Grundstucken ohne soziale Bindungen Mindererl6-
se von etwa 8 Mio. DM p.a. ergeben (siehe C.3.2.10).

10. Die LHM unterstutzt in den Jahren 2001 bis 2005 den Bau von Eigenheimen
oder Eigentumswohnungen durch die Abgabe von Grundstlicken. Dadurch wer-
den sich gegenuber einer VeraulRerung von Grundsticken ohne soziale Bindun-
gen Mindererlose von etwa 32 Mio. DM p.a. ergeben.

11. Zur Férderung des Mietwohnungsbaus kdnnen in geeigneten Fallen stadtische
Grundsticke im Erbbaurecht abgegeben werden, soweit dies von Wohnungsun-
ternehmen und Genossenschaften gegenlber anderen Finanzierungsmodellen
bevorzugt wird.

12.Zur Durchfluhrung des “Wohnungspolitischen Handlungsprogramms 2001 — 2005”
werden Personalzuschaltungen erforderlich. Das Personal- und Organisationsre-
ferat wird gebeten, die Stellen im erforderlichen Umfang zu schaffen, die Stellen-
besetzungen in die Wege zu leiten und im Benehmen mit der Stadtkammerei die
erforderlichen Mittel in die jahrlichen Personalausgabenbudgets der jeweiligen
Referate ab dem Jahr 2002 zusatzlich einzustellen.

Es sind dies:

maximal 376.100 Euro fir das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung
maximal 110.000 Euro fur das Kommunalreferat
maximal 205.000 Euro fur das Sozialreferat

13.Es werden alle Erhaltungssatzungsgebiete nach § 172 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BauGB,
deren Rechtskraft erlischt, daraufhin untersucht, inwieweit die Voraussetzungen
fur eine Fortflhrung vorliegen.

14.Das Sozialreferat wird beauftragt, im Benehmen mit dem Planungsreferat, Bele-
gungsbindungen bei Sozialwohnungen, bei denen die Rechtskraft Belegungsbin-
dung erlischt, zu erwerben. Daflr werden von der Stadtkdmmerei Mittel in Hohe
von bis zu 1 Mio. DM p.a. bereit gestellt.

15. In Sanierungsgebieten, insbesondere in Programmgebieten der “Sozialen Stadt”
mit einem deutlich erhéhten Anteil an Sozial- und sonstigen Belegrechtswohnun-
gen, werden das Sozial- und das Planungsreferat beauftragt, die vorgegebenen
Instrumente geman den Ausflihrungen unter D. (5.4) anzuwenden.
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16. In kinftigen Gebieten der “Sozialen Stadt”, die einen deutlich erhdhten Anteil an

Sozial- und sonstigen Belegrechtswohnungen aufweisen, wird das Planungsrefe-
rat beauftragt, gemeinsam mit dem Sozialreferat im Rahmen der formlichen Fest-
legung als Sanierungsgebiet dementsprechend spezifische Regelungen fur die
Forderung und Belegung von geforderten Wohnungen darzulegen.

17.Der Oberburgermeister wird beauftragt, sich bei Bund und Freistaat daftr einzu-

setzen, dass der Landeshauptstadt Minchen in den kommenden Jahren Forder-
mittel in Hohe des Durchschnitts der Jahre 1994 bis 1999 (103 Mio. DM fir den
1. Forderweg) zugewiesen werden.

17.1Der Oberbiirgermeister wird beauftragt, entsprechend dem Antrag Nr. 2768

der CSU-Stadtratsfraktion vom 10.04.01 mit der Bundesregierung dahinge-
hend zu verhandeln, dass die Ansatze fir den sozialen Wohnungsbau wie-
der angehoben werden. Zumindest sollen die Ansatze fiir den sozialen
Wohnungsbau in dem MaRe angehoben werden, dass Stadte, in denen aku-
te Wohnungsnot herrscht, wie z. B. in Miinchen, Sonderzuweisungen erhal-
ten.

Dabei soll der Oberbirgermeister unbedingt darauf drangen, dass die zu-
riickflieRenden Bundesmittel fiir den sozialen Wohnungsbau wieder dem
sozialen Wohnungsbau zuflieBen.

17.2 Der Oberbiirgermeister wird entsprechend dem Antrag Nr. 2767 der

CSU-Stadtratsfraktion vom 10.04.01 beauftragt, bei der Bundesregierung zu
fordern, dass - in Anlehnung an die Wohnungsbauforderung in den neuen
Bundeslandern - in Stadten mit akuter Wohnungsnot verbesserte steuerli-
che Forderungen (Regionalisierung) geschaffen werden.

18.Zur Finanzierung der vorgenannten MaBnahmen werden in Investitionsliste

1 des Mehrjahresinvestitionsprogramms in der Zeit von 2002 - 2005 jahrlich
zusatzlich 100 Mio. DM eingesetzt. Die endgiiltige Beschlussfassung erfolgt
mit der Verabschiedung des Mehrjahresinvestitionsprogramms 2001 - 2005
am 24. Juli 2001.

Das Planungsreferat stellt dar, welche MaBnahmen noch in diesem Jahr fi-
nanzwirksam werden konnen. Die Stadtkammerei wird beauftragt, die hier-
fur erforderlichen Haushaltmittel bereitzustellen und dem Stadtrat bald-
moglichst zur Beschlussfassung vorzulegen, ggf. auch im Feriensenat.

19.Das Planungsreferat wird beauftragt, eine intensive Marktbeobachtung hin-

sichtlich der Wirksamkeit dieser wohnungspolitischen Zielvorgaben durch-
zufuihren. Dem Stadtrat ist jahrlich zu berichten, inwieweit die Vorgaben des
Programms noch Giiltigkeit haben und wie sich der Mittelabfluss darstellt.

20. Folgende Antrage werden mit diesem Beschluss aufgegriffen:

Antrag Nr. 2499 von Frau Stadtratin Lindner-Schadlich vom 30.01.2001 "Bundes-
eigene Wohnungen"

Antrag Nr. 2765 der Stadtratsfraktion der CSU vom 10.04.2001 “Beschleunigung
der Bauleitplanverfahren durch Personalaufstockung und Einschaltung privater
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Ingenieurbilros”
Antrag Nr. 2769 der Stadtratsfraktion der CSU vom 10.04.2001 “Wiedereinflh-
rung des Programms Tausch und Umsetzung"

Folgende Antrage bleiben weiterhin aufgegriffen:

Antrag Nr.1988 der Stadtratsfraktion Biindnis 90/DIE GRUNEN/rosa liste vom
16.05.2000 “Entwicklung des kommunalen Sanierungs- und Wohnungsbaupro-
gramms fur obdachlose Haushalte”

Antrag Nr. 2195 der Stadtratsfraktion der SPD und der Stadtratsfraktion Blndnis
90/DIE GRUNEN(/rosa liste vom 06.09.2000 "Erstellung eines Gesamtplanes zur
Sozialen Wohnraumversorgung und Wohnungslosenhilfe

Die folgenden Antrage sind hiermit geschaftsordnungsmaRig behandelt:

e Antrag Nr. 1691 der Stadtratsfraktion Biindnis 90/DIEGRUNEN/rosa liste vom
26.11.1999 "Starkere Unterstlitzung des genossenschaftlichen Wohnungs-
baus in Munchen"

e Antrag Nr. 1825 der Stadtratsmitglieder Walter und Dr. Lange vom 22.02.2000
"Forderung von preiswertem Wohnraum"

e Antrag Nr. 3/2000 des Mieterbeirat der Landeshauptstadt Minchen vom
09.05.2000

e Antrag Nr. 2118 der Stadtratsmitglieder Purucker-Seunig und Jahn vom
14.07.2000 "Bessere Chancen privater Bauherrengemeinschaften und Bauge-
nossenschaften bei Grundstiicksvergaben" und Erganzungsantrag vom
19.10.2000.

e Antrag Nr. 2345 der Stadtratsfraktion der CSU vom 20.11.2000 "Verhinderung
des Ausverkaufs von Bundeswohnungen in Minchen"

e Antrag Nr. 2395 der Stadtratsmitglieder Lindner-Schadlich, Walter, Kaplan und
Reissl vom 14.12.2000 "Anreizmodelle zur Starkung des Mietwohnungsbaus"

e Antrag Nr. 2397 der Stadtratsmitglieder Lindner-Schadlich und Walter vom
14.12.2000 "Modifizierung der sozialgerechten Bodennutzung fiir den Miet-
wohnungsbau"

e Antrag Nr. 2398 der Stadtratsmitglieder Lindner-Schadlich, Walter, Kaplan und
Reissl vom 14.12.2000 "Sicherstellung der Finanzierung des Mietwohnungs-
baus"

e Antrag Nr. 2400 der Stadtratsmitglieder Lindner-Schadlich, Walter und Jahn
vom 14.12.2000 "Beteiligung Munchner Firmen am Mietwohnungsbau"

e Antrag Nr. 2425 der Stadtratsfraktion Biindnis 90/DIE GRUNEN/rosa liste vom
27.12.2000 "Familiengerechtes Wohnen in Minchen fordern"

e Antrag Nr. 2426 der Stadtratsfraktion Biindnis 90/DIE GRUNEN/rosa liste vom
27.12.2000 "Kommunale Férderung des Miet- und Genossenschaftswoh-
nungsbaus — auch einkommensschwache Familien mussen sich Minchen
noch leisten kénnen"

e Antrag Nr. 2427 der Stadtratsfraktion Biindnis 90/DIE GRUNEN/rosa liste vom
27.12.2000 "Bau von Betriebswohnungen"

¢ Antrag Nr.5608 des Bezirksausschusses des 15.Stadtbezirkes Trudering —
Riem vom 11.01.2001 “Fragen zum Wohnungsmarkt in Trudering-Riem”

e Antrag Nr. 2515 der Stadtratsmitglieder Lindner-Schadlich und Otto vom
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01.02.2001 "Verbesserung der Wohnsituation in Sanierungsgebieten”

e Antrag Nr. 2516 der Stadtratsmitglieder Lindner-Schadlich und Purucker-Seu-
nig vom 01.02.2001 "Modifizierung des Minchen Modells fiir genossenschaft-
lichen Mietwohnungsbau"

e Antrag Nr. 2517 der Stadtratsmitglieder Lindner-Schadlich und Walter vom
01.02.2001 "Erweiterung der Einkommensgrenzen des Munchen Modells"

e Antrag Nr. 2518 der Stadtratsmitglieder Lindner-Schadlich und Jahn vom
01.02.2001 "Erbbaurechte zur Forderung des Mietwohnungsbaus"

o Antrag Nr. 2557 der F.D.P. vom 08.02.2001 "Konzept — Preiswerte Mietwoh-
nungen’

¢ Antrag Nr. 5780 des Bezirksausschusses des 9. Stadtbezirkes Neuhausen-
Nymphenburg vom 20.03.2001 "Wohnungsbau fur Auszubildende"

e Antrag Nr. 2767 der Stadtratsfraktion der CSU vom 10.04.2001 “Verbesserte
Abschreibungsbedingungen in Ballungsraumen mit erhohtem Wohnungsbe-
darf”

e Antrag Nr. 2768 der Stadtratsfraktion der CSU vom 10.04.2001 “Ankurbelung
des sozialen Wohnungsbaus durch a) Erhéhung der Bundesmittel b) Ruckflis-
se wieder flr sozialen Wohnungsbau”

e Antrag Nr. 2770 der Stadtratsfraktion der CSU vom 10.04.2001 “Wiedereinfuh-
rung des Sonderférderprogramms flr Mieter zum Erwerb der eigenen Miet-
wohnung”

e Antrag Nr. 2771 der Stadtratsfraktion der CSU vom 10.04.2001 “Wiedereinfuh-
rung des Sonderprogramms fir Familien mit Kindern”

e Antrag Nr. 2781 der Stadtratinnen Caim und Schosser vom 11.04.2001
“Brennpunkt: Wohnungen fir Pflegepersonal”



	17.2	Der Oberbürgermeister wird entsprechend dem Antrag Nr. 2767 der CSU-Stadtratsfraktion vom 10.04.01 beauftragt, bei der Bundesregierung zu fordern, dass - in Anlehnung an die Wohnungsbauförderung in den neuen Bundesländern - in Städten mit akuter Wohnungsnot verbesserte steuerliche Förderungen (Regionalisierung) geschaffen werden.

